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BITO-Lagertechnik erhält Auszeichnung
Meisenheimer Unternehmen ist „Arbeitgeber der Zukunft“ / Honig für die Mitarbeiter

MEISENHEIM (red). Das Deut-
sche Innovationsinstitut für
Nachhaltigkeit und Digitali-
sierung (DIND) hat der BITO-
Lagertechnik Bittmann die
Auszeichnung „Arbeitgeber
der Zukunft“ verliehen.
Mit dieser Auszeichnung

werden vom DIND innovative
Unternehmen mit klarer Digi-
talisierungsstrategie, die
Nachhaltigkeitsziele verfol-
gen und attraktive Arbeitsbe-
dingungen bieten, anerkannt.
Experten aus Wirtschaft und
Wissenschaft haben dafür
eine Bewertungsmatrix er-
stellt, in der das Augenmerk
auf moderne Führung und
Mitarbeiterfreundlichkeit ge-
legt wird. In die Bewertung
fließen beispielsweise flache
Hierarchien, flexible Vergu
tungsmodelle oder Mitarbei-
ter-Benefits sowie individuel-
le Fort- und Weiterbildungs-
möglichkeiten ein. „Als
‚Arbeitgeber der Zukunft‘ zei-
gen Sie, dass Sie für die Zu-
kunft die richtigen Weichen
gestellt haben: Sie sind inno-
vativ, modern, digital. Das
Siegel ist Anerkennung Ihrer

Innovationskraft“, so das
Deutsche Innovationsinstitut
für Nachhaltigkeit und Digita-
lisierung.
Raphael Müller, Personallei-

ter bei BITO-Lagertechnik, hat
die Auszeichnung in Frank-

furt entgegengenommen. Er
sagt: „Für BITO-Lagertechnik
sind neben innovativen Pro-
dukten und wachsenden
Märkten, einem schon immer
vorherrschenden Nachhaltig-
keitsgedanken und einer ho-

hen Wertekultur vor allem
auch unsere qualifizierten
und motivierten Beschäftigten
der Garant für den anhalten-
den Erfolg und das Wachstum
unseres Unternehmens.“ Das
Engagement der Beschäftig-

ten werde dabei gewürdigt
und gefördert mit modernen
Arbeitsbedingungen und vie-
len Benefits, wie zum Beispiel
betrieblicher Altersvorsorge,
flexiblen Arbeitszeitmodellen,
der Möglichkeit des mobilen
Arbeitens für Bürobeschäftig-
te, einer Mitarbeiterkantine
mit Essenszuschuss, zahlrei-
chen Weiterbildungsmöglich-
keiten, Mitarbeiterevents wie
der Teilnahme am Firmenlauf
und verschiedenen Leistun-
gen im Bereich des betriebli-
chen Gesundheitsmanage-
ments.
Etwas außergewöhnlich ist

sicherlich auch der Honig für
die Beschäftigten, den die so-
genannten „BITO-Bees“ auf
dem Werksgelände in Lauter-
ecken seit letztem Jahr her-
stellen. „Wir freuen uns daher
sehr, dass der Beitrag und Ein-
satz unserer Beschäftigten für
BITO und unsere Maßnahmen
zur Förderung von Leistung
und Motivation mit der Aus-
zeichnung durch das DIND
anerkannt und somit auch
nach außen sichtbar werden“,
erläutert der Personalleiter.

Stadtrat fühlt sich genötigt
Stromberg muss Hebesätze für Grundstücks- und Hausbesitzer sowie Unternehmen erheblich erhöhen

STROMBERG. Die jüngste
Stadtratssitzung kam einer er-
zwungenen Bankrotterklärung
der kommunalen Selbstver-
waltung gleich. Die Mitglieder
des Stadtrates, quer durch alle
Fraktionen, sahen sich durch
das neue Landesfinanzaus-
gleichgesetz (LFAG) im wahrs-
ten Sinne des Wortes „genö-
tigt“, die Hebesätze der kom-
munalen Steuern im Doppel-
haushalt 2023/24 drastisch an-
zuheben: Die Grundsteuer A
für land- und forstwirtschaftli-
che Grundstücke steigt von
bisher 300 auf 345 Punkte, die
Grundsteuer B für bebaute
Grundstücke von bisher 400
auf nunmehr 505 Punkte und
die Gewerbesteuer von bislang
390 auf ab sofort 410 Punkte.
„Das ist eine der schlimmsten
Entscheidungen, die wir bis-
her in diesem Rat beschlossen
haben“, konstatierte am Ende
Stadtbürgermeister Claus-Wer-
ner Dapper.
Der bestens vorbereitete

Kämmerer Sebastian Göttel-
mann hatte in der Beratung,
die der einstimmigen Entschei-
dung vorausging, darauf hin-
gewiesen, dass die Kommunal-
aufsicht der Kreisverwaltung
den Haushalt aller Voraussicht
nach nicht genehmigen würde,
falls geringere Hebesätze fest-
gelegt würden. Er hatte auch
Beispiele parat, wie sich die
Erhöhung der Grundsteuer B
auswirken wird: Lag der
Durchschnitt eines Grund-
steuer-A-Bescheides auf 400-
Punkte-Basis bisher bei 277
Euro, so muss der gleiche
Steuerzahler bei 500 Punkten
künftig 346 Euro bezahlen, al-
so 25 Prozent mehr. Wenn
man die neuen Regelungen zur
zeitnahen Tilgung von Liquidi-
täts- und Investitionsdarlehen
berücksichtigt, könnten die
Grundsteuer B gar auf 695
Punkte und die Gewerbesteuer
auf 510 Punkte steigen. Ein
durchschnittlicher Hausbesit-
zer hätte dann rund 481 Euro
Grundsteuer pro Jahr aufzu-
bringen, prognostizierte der
Kämmerer.
Die Anregung von Sozialde-

mokrat Peter Plewka, auch den
Verkauf der defizitären städti-
schen Wohnungen anzugehen,
die den Haushalt monatlich
mit rund 10.000 Euro belasten,
wurde zustimmend aufgenom-

men. Eine entsprechende Ab-
sichtserklärung wurde mit
dem Haushaltsbeschluss ver-
knüpft – als Botschaft an die
Kommunalaufsicht.
Nach einer Sitzungsunterbre-

chung zur internen Beratung
hatte Stefan Link den Antrag
der CDU-Fraktion zurückgezo-
gen, die Hebesätze der Stadt
für 2023 nur an den Durch-
schnitt der neuen Hebesätze in
den anderen Gemeinden der
VG Langenlonsheim-Strom-
berg (355, 480 bzw. 290 Punk-
te) anzupassen und erst 2024
dann die höheren Sätze einzu-
führen, um den Stromberger
Steuerzahlern nicht zu viel
Steuererhöhung auf einen
Schlag zuzumuten. „Nach den
durch Herrn Göttelmann ver-
mittelten Informationen sehen
wir keine andere Möglichkeit,
als die höheren Hebesätze wie
vorgeschlagen schon 2023 ein-
zuführen, weil sonst keine Ge-
nehmigung des Haushalts er-
folgen würde.“ So erklärte
Link, warum sich auch die
CDU genötigt fühle, diesen
Schritt mitzugehen.
SPD-Sprecher Peter Sykes

schloss sich der Bewertung der

CDU an: Die Erhöhung der
Hebesätze sei notwendig, um
die städtischen Liegenschaften
nicht weiter verfallen zu lassen
und ein funktionierendes Ge-
meinwesen weiterhin gewähr-
leisten zu können. Wie Link
sprach sich auch Sykes für die
Veräußerung der nicht rentab-
len Mietwohnungen aus.
WGS-Sprecher Bernd Klee-

berg gab zu bedenken, dass
man die Folgen höherer Hebe-
sätze in einer Excel-Tabelle gut
durchspielen könne. Aber bei
einer Gewerbesteuer über 400
Punkten könnten Stromberger
Gewerbetreibende auf die Idee
kommen, ihren Betrieb in
günstigere Gemeinden zu ver-
lagern. „An dieser Stellschrau-
be müssen wir vorsichtiger
rechnen“, appellierte der Wirt-
schaftsfachmann.
Die finanzielle Situation der

Stadt Stromberg ist absolut
dramatisch: Das Haushaltsjahr
2023 schließt mit einem Defi-
zit von 592.500 Euro ab und
im Jahr 2024 wird ein Fehlbe-
trag von 704.150 Euro erwar-
tet. Deshalb wird die Stadt
2023 einen Liquiditätskredit
von 592.500 Euro aufnehmen

müssen, 2024 müssen 325.150
Euro durch Liquiditätskredite
sowie 379.000 Euro durch In-
vestitionskredite finanziert
werden.
Zusätzliche Kredite kosten

aber nicht nur Zinsen, sondern
müssen auch getilgt – also zu-
rückgezahlt – werden. Durch
eine kleine Änderung der Ge-
meindeordnung hat jetzt die
Landesregierung verfügt, dass
Liquiditätskredite (L-Kredite),
die bis Ende 2023 aufgenom-
men wurden oder werden, bis
Ende 2053 zu tilgen sind. Für
die Stadt Stromberg bedeutet
das, dass sie für voraussichtli-
che L-Kredite von insgesamt
1,295 Millionen Euro ab 2024
jährlich 43.000 Euro Tilgung
bereitstellen muss. Dies sei
nach derzeitigem Stand der Fi-
nanzplanung nicht sicherzu-
stellen, warnte der Kämmerer.
Zudem müssen ab dem

Haushaltsjahr 2024 neu aufge-
nommene L-Kredite innerhalb
von 36 Monaten getilgt wer-
den. Im Haushaltsplan 2024
werden 325.150 Euro durch L-
Kredite finanziert. Das bedeu-
tet, dass in den vier Folgejah-
ren rund 81.000 Euro zur Til-

gung bereitgestellt werden
müssten, was ebenfalls nicht
sichergestellt werden kann.
In dieser Situation könnten

Außenstehende den Strom-
bergern zu mehr Spardisziplin
raten, doch die Bewirtschaf-
tung und Unterhaltung der
städtischen Einrichtungen be-
schränkt sich ohnehin schon
auf das notwendige Minimum,
das durch die Pflicht zur Ver-
kehrssicherung und Sicherung
des Betriebs vorgegeben ist.
Vor diesem Hintergrund bleibt
der Stadt nur die Möglichkeit,
ihre Einnahmen zu steigern –
durch Erhöhung der Hebesät-
ze für Grund- und Gewerbe-
steuer.
Der Umbau des Rathauses ist

auf der Zielgeraden, und die
Erweiterung der Kinderkrippe
„Michels Zwergenhaus“ steht
in diesem und im nächsten
Jahr auf der Agenda. Aber wie
die Stadt Stromberg die sechs
Millionen Euro gestemmt be-
kommen soll, die der dringend
notwendige Neubau des Kin-
dergartens „Michels Nager-
bande“ mindestens kosten
wird, steht in den Sternen.

.. KOMMENTAR

Von Norbert Krupp

Der Spielplatz zwischen Burgblick und Friedrichsheck (Foto) sowie die beiden anderen Stromberger Spielplätze auf der Rathauswiese
und am Hahn sind in einem traurigen Zustand. Foto: Norbert Krupp

Raphael Müller, Personalleiter bei BITO-Lagertechnik, hat in Frankfurt die Auszeichnung „Arbeitge-
ber der Zukunft“ entgegengenommen. Foto: DIND

Die Sitzung des Stadtrates war alles andere als
vergnügungssteuerpflichtig. Die Mandatsträger
sahen sich nach Neuregelung des kommunalen

Finanzausgleiches durch die Landesregierung „genö-
tigt“, eine eklige Kröte zu schlucken und sich dabei
Magenschmerzen einzuhandeln. Denn die Bürgerin-
nen und Bürger, die schon ab diesem Jahr für ihr
Grundstück, ihre Wohnung oder ihr Haus deutlich
mehr Grundsteuer zahlen müssen, werden das Ge-
fühl haben, dass ihnen die Stadt mal wieder in die
Geldbörse greift. Doch das Gefühl täuscht: Der Grund
für diese Mehrbelastung ist ein Systemfehler bei der
Finanzierung der Kommunen. Die Regierenden bei
Bund und Land lassen sich scheinbar großzügige Ge-
setze einfallen, die den Kommunen zusätzliche Belas-
tungen aufbürden, ohne dafür einen finanziellen Aus-
gleich zu bekommen. Dies gilt für die Betreuung von
Flüchtlingen oder Asylbewerbern sowie deren Kinder
ebenso wie für die segensreichen „Verbesserungen“
durch das neue Kita-Gesetz des Landes, das Millio-
nen-Investitionen und gewaltige zusätzliche Personal-
kosten erfordert. Kein Wunder, dass Städte, Gemein-
den und Landkreise unter diesen Lasten in die Knie
gehen. Doch es gibt eine weitere Konsequenz, die
Bund und Land nicht bedacht haben oder verdrän-
gen: Wenn ehrenamtlichen (!) Politikern fast kein
Entscheidungsspielraum bleibt, weil die Haushalte
schon durch die Pflichtaufgaben überfordert sind, be-
reitet es beileibe keine Freude mehr, sich in einem
Rat zu engagieren. Mich hätte es jedenfalls nicht ge-
wundert, wenn bei der jüngsten Stadtratssitzung
gleich mehrere Mandatsträger zurückgetreten wären,
weil sie eine derartige Nötigung durch das Land nicht
länger ertragen wollen. Das hätte zur deprimierten
Stimmung gepasst.
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Norbert Krupp zu
höheren Gemeindesteuern

az-kreuznach@vrm.de

Ohnmacht

Der Vater des
Soonwaldsteigs

Ehemaliger Forstdirektor Hansjochen Staege
ist im Alter von 87 Jahren gestorben

WINTERBACH (nk). Forstdi-
rektor a. D. Hansjochen Stae-
ge ist am 3. April an den Fol-
gen einer schweren Krankheit
im Alter von 87 Jahren ge-
storben. Er leitete das Forst-
amtes Entenpfuhl bei Bad So-
bernheim von 1970 bis 2000
mit großem Engagement.
1990 erlebte er die Zerstö-
rung von 2000 Hektar durch
Windwurf. Danach gestaltete
er den Umbau des Waldes
von Fichten-Monokulturen
zu artenreichen Laub- und
Mischwald mit. 20 Jahre spä-
ter bewertete er den Natur-
wald, der sich auf den Kahl-
flächen von 1990 etabliert
hatte, als wichtigen Teil des
Soonwaldes: Mit seiner Mi-
schung aus alten Buchen und
Eichen sowie seinen vielfälti-
gen Tier- und Pflanzenge-
meinschaften sei er einzig-
artig in Deutschland. Den-
noch sah Staege den Soon-
wald nie als Nationalpark.
Land- und Forstwirtschaft ge-
hörten einfach dazu, so Stae-
ges Meinung, der sich des-
halb auch für einen Natur-
park Soonwald einsetzte.
Bei Spaziergängen und Füh-

rungen vermittelte er vielen
Menschen den Wert des Wal-
des und einer intakten Natur.
Besondere Verdienste erwarb
sich Staege in den 20 Jahren
als Vorsitzender der Initiative
Soonwald. Er gilt als Vater
des 83 Kilometer langen
Soonwaldsteigs.
„Wer einmal in seinem Le-

ben das Glück hatte, mit
Hansjochen Staege Zeit zu
verbringen – vielleicht sogar
im Wald –, der mag ahnen,
welch ein Gewinn es für uns
alle war, fast zwei Jahrzehn-
te lang ehrenamtliche Le-
benszeit mit ihm verbringen
zu dürfen. In unnachahmlich
entspannter, warmherziger
und stets vergnügter Weise

widmete er sich mit uns ge-
meinsam seinem Herzensthe-
ma, dem Soonwald. Dabei
war er stets bereit für neue
Ideen, selbst überaus kreativ
und mutig in Konflikten. Un-
zählige Projekte gehen auf
seinen Sachverstand zurück,
darunter auch der Soonwald-
steig. Ohne Hansjochen Stae-
ge wäre unsere Heimat är-
mer… Wir vermissen ihn“,
schreibt der Vorstand der Ini-
tiative Soonwald auf deren
Homepage.
Schriftführer Jörg Mehler er-

innert sich: „Wir empfinden
gegenüber Hansjochen Stae-
ge eine sehr große Wertschät-
zung. Das, was er ganz per-
sönlich für den Soonwald
und dessen Bedeutung geleis-
tet hat, hat sich in der Neu-
zeit nicht wiederholt. Als
Mensch war er etwas ganz
Besonderes, auch in den
mehr als 20 Jahren unseres
Vereins.“ Mehler wird nie die
wunderbaren Nachtwande-
rungen vergessen, an denen
er unter Führung Staeges teil-
genommen hat.
Der Verstorbene hinterlässt

eine Frau und vier erwachse-
ne Kinder mit Familien.

Forstdirektor a. D. Hansjochen
Staege ist am 3. April gestor-
ben. Foto: Monika Kirschner-Ludwig
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